
 

  

S 51 R 1283/15

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hamburg
Sozialgericht Landessozialgericht Hamburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 51 R 1283/15
Datum 06.07.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 82/18
Datum 26.11.2019

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung der KlÃ¤gerin wird zurÃ¼ckgewiesen. 2. AuÃ�ergerichtliche Kosten
sind auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. 3. Die Revision wird
nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die am 13. September 1949 geborene KlÃ¤gerin bezieht seit dem 1. Juni 2015 eine
monatliche Regelaltersrente in HÃ¶he von EUR 230,91 (Bescheid vom 20.04.2015).
Gegen den Bescheid erhob die KlÃ¤gerin am 26. Mai 2015 Widerspruch, den sie
nicht weiter begrÃ¼ndete.

Am 17. Juni 2015 ging der KlÃ¤gerin ein weiterer Bescheid ohne Datum Ã¼ber eine
Rentenanpassung zum 1. Juli 2015 zu. Auch gegen diesen Bescheid erhob die
KlÃ¤gerin am 1. Juli 2015 mit Schreiben vom 27. Juni 2015 fristwahrend ohne
nÃ¤here BegrÃ¼ndung Widerspruch.

Mit Widerspruchsbescheiden vom 20. Oktober 2015 wies die Beklagte beide
WidersprÃ¼che als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Sowohl der Rentenbescheid als auch
der Anpassungsbescheid seien rechtmÃ¤Ã�ig und nicht zu beanstanden.
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Am 22. November 2015 hat die KlÃ¤gerin Klage vor dem Sozialgericht Hamburg
erhoben. Sie hat dargelegt, dass sich die Klage gegen den Bescheid der Beklagten
â�� ohne Datum â�� mit einer Rentenanpassung zum 1. Juli 2015 richtet.
Gleichzeitig hat sie einen Antrag auf GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe gestellt
und vorgetragen, dass eine angemessene Altersvorsorge begehrt werde. Sie
benÃ¶tige einen Rechtsanwalt aufgrund der KomplexitÃ¤t des Falles und der
verfassungsmÃ¤Ã�igen Bedenken.

Mit Beschluss vom 19. Januar 2018 hat das Sozialgericht den PKH-Antrag abgelehnt.
Die hiergegen vor dem Landessozialgericht Hamburg eingelegte Beschwerde blieb
ohne Erfolg (Beschluss vom 29. Mai 2018 des erkennenden Senats).

Das Sozialgericht hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 6. Juli 2018 abgewiesen.
Der Bescheid Ã¼ber die Rentenanpassung zum 1. Juli 2015 sei nicht zu
beanstanden. Nur dieser Anpassungsbescheid sei Streitgegenstand des Verfahrens.
Nach Â§ 64 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch (SGB VI) ergebe sich der Monatsbetrag
der Rente, wenn 1. die unter BerÃ¼cksichtigung des Zugangsfaktors ermittelten
persÃ¶nlichen Entgeltpunkte (Â§ 66 SGB VI), 2. der Rentenartfaktor und 3. der
aktuelle Rentenwert mit ihrem Wert bei Rentenbeginn miteinander vervielfÃ¤ltigt
werden. Nach Â§Â§ 65, 69, 255b SGB VI wurden zum 1. Juli eines jeden Jahres die
Renten angepasst, indem der bisherige aktuelle Rentenwert durch den neuen
aktuellen Rentenwert ersetzt werde. Die Bestimmung des aktuellen Rentenwerts sei
in den Â§Â§ 68, 68a SGB VI geregelt. GemÃ¤Ã� Â§ 68 Absatz 1 SGB VI sei der
aktuelle Rentenwert der Betrag, der einer monatlichen Rente wegen Alters der
allgemeinen Rentenversicherung entspreche, wenn fÃ¼r ein Kalenderjahr BeitrÃ¤ge
aufgrund des Durchschnittsentgelts gezahlt worden sind. Am 30. Juni 2005 habe der
aktuelle Rentenwert 26,13 Euro betragen Er verÃ¤ndere sich zum 1. Juli eines jeden
Jahres, indem der bisherige aktuelle Rentenwert mit den Faktoren fÃ¼r die
VerÃ¤nderung 1. der BruttolÃ¶hne und -gehÃ¤lter je Arbeitnehmer, 2. des
Beitragssatzes zur allgemeinen Rentenversicherung und 3. dem
Nachhaltigkeitsfaktor vervielfÃ¤ltigt werde. Der Nachhaltigkeitsfaktor bestehe aus
der VerÃ¤nderung des Rentnerquotienten und einem Parameter, der mit dem Wert
0,25 (Â§ 68 Absatz 4 Satz 6 SGB VI) festgelegt worden ist. Bei dem
Rentnerquotienten handele es sich um den VerhÃ¤ltniswert der Anzahl der Rentner
zur Anzahl der Beitragszahler. Bis zur Herstellung einheitlicher
EinkommensverhÃ¤ltnisse im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland werde die
Anzahl der Rentner und die Anzahl der Beitragszahler fÃ¼r das Bundesgebiet ohne
das Beitrittsgebiet und das Beitrittsgebiet getrennt berechnet und anschlieÃ�end
addiert (Â§ 255a Absatz 3 SGB VI). Die durchschnittlichen BeitragssÃ¤tze zur
allgemeinen Rentenversicherung, die VerÃ¤nderung des Altersvorsorgeanteiles und
der Nachhaltigkeitsfaktor seien bundeseinheitliche Werte. Die Rentenanpassung
zum 1. Juli 2015 in den alten BundeslÃ¤ndern betrage 2,1 Prozent und in den neuen
BundeslÃ¤ndern 2,5 Prozent. Der aktuelle Rentenwert erhÃ¶he sich damit in den
alten BundeslÃ¤ndern von 28,61 Euro auf 29,21 Euro. In den neuen
BundeslÃ¤ndern steige der aktuelle Rentenwert (Ost) von 26,39 Euro auf 27,05
Euro. Damit betrage der aktuelle Rentenwert in den neuen BundeslÃ¤ndern nun
92,6 Prozent des Westwerts (bisher 92,2 Prozent). Ein Anspruch auf Anpassung der
Rente der KlÃ¤gerin darÃ¼ber hinaus bestehe nicht. Das Sozialgericht hat
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dargelegt, dass ein VerstoÃ� gegen das Grundgesetz nicht vorliegen wÃ¼rde und
auf zahlreiche Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts hingewiesen.

Gegen den am 10. Juli 2018 zugestellten Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am 10.
August 2018 Berufung eingelegt und einen Antrag auf GewÃ¤hrung von
Prozesskostenhilfe gestellt. Es sei zweifelhaft, ob der Sachverhalt tatsÃ¤chlich
ordnungsgemÃ¤Ã� ermittelt worden sei. Es hÃ¤tte nicht durch Gerichtsbescheid
entschieden werden dÃ¼rfen. AuÃ�erdem sehe sich die KlÃ¤gerin nicht in der Lage,
die Berufung ohne einen Rechtsanwalt sachgerecht zu begrÃ¼nden. In der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 26. November 2019 hat die KlÃ¤gerin weiter
vorgetragen. Es sei zu kritisieren, dass BÃ¼rger der neuen BundeslÃ¤nder anders
behandelt wÃ¼rden bei staatlichem Unrecht, als BÃ¼rger der Bundesrepublik. Sie
beziehe sich auf das Rehabilitationsgesetz. Die KlÃ¤gerin vertrete die Auffassung,
dass sie nicht in dieses System hineingehÃ¶rt habe, dass ihr staatliches Unrecht
zugefÃ¼gt worden sei, was sich auf ihre TÃ¤tigkeiten ausgewirkt habe. Eventuell
sei bei einem anderen Verlauf eine positivere Bewertung mÃ¶glich gewesen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hamburg vom 6. Juli 2018 aufzuheben und
den Rentenanpassungsbescheid mit Wirkung zum 1. Juli 2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 20. Oktober 2015 abzuÃ¤ndern und der KlÃ¤gerin ab
dem 1. Juli 2015 eine hÃ¶here Regelaltersrente zu gewÃ¤hren bzw. eine andere Art
der Altersversorgung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist zur BegrÃ¼ndung auf das angefochtene Urteil.

Der Senat hat den Antrag auf GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe fÃ¼r das
Berufungsverfahren mit Beschluss vom 17. April 2019 abgelehnt und dargelegt,
dass der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts nicht zu beanstanden sei.
Insbesondere habe das Sozialgericht durch Gerichtsbescheid gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs.
1 SGG entscheiden dÃ¼rfen. Eine weitere SachverhaltsaufklÃ¤rung sei nicht
erforderlich gewesen.

Die Verwaltungsakte der Beklagten ist beigezogen worden.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, insbesondere form- und fristgerechte Berufung ist zulÃ¤ssig, jedoch
nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat zu Recht und mit zutreffender
BegrÃ¼ndung mit Gerichtsbescheid vom 6. Juli 2018 die Klage abgewiesen. Der
allein streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid der Beklagten, mit dem eine
Rentenanpassung mit Wirkung zum 1. Juli 2015 vorgenommen wurde, ist
rechtmÃ¤Ã�ig und nicht zu beanstanden. Das Gericht verweist insofern auf die
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ausfÃ¼hrlichen und zutreffenden Darlegungen des Sozialgerichts im angefochtenen
Gerichtsbescheid (Â§ 153 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)).

Die im Berufungsverfahren vorgetragenen EinwÃ¤nde fÃ¼hren zu keiner anderen
EinschÃ¤tzung.

Das Sozialgericht war berechtigt, gemÃ¤Ã� Â§ 105 Abs. 1 SGG durch
Gerichtsbescheid zu entscheiden. Die gesetzlichen Voraussetzungen hierfÃ¼r lagen
vor. Es wird auf den Beschluss des erkennenden Senats vom 17. April 2019
verwiesen, in welchen der Antrag auf GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe fÃ¼r das
Berufungsverfahren abgelehnt worden ist.

Soweit auf das Gesetz Ã¼ber den Ausgleich beruflicher Benachteiligungen fÃ¼r
Opfer politischer Verfolgungen im Beitrittsgebiet (berufliches Rehabilitierungsgesetz
(BerRehaG)) abgestellt wird, ist ein Bezug zum vorliegenden Verfahren nicht
erkennbar. Streitgegenstand des Verfahrens ist allein der
Rentenanpassungsbescheid mit Wirkung zum 1. Juli 2015. Nicht Gegenstand des
Verfahrens ist der Bescheid vom 20. April 2015, mit dem der KlÃ¤gerin eine
Altersrente ab 1. Juni 2015 gewÃ¤hrt worden ist. Es ist es daher nicht zu prÃ¼fen,
ob die Stammrente ordnungsgemÃ¤Ã� festgestellt worden ist und die Entgeltpunkte
zutreffend ermittelt worden sind. UnabhÃ¤ngig davon ist die KlÃ¤gerin nicht
Verfolgte im Sinne des Â§ 1 BerRehaG, sodass der Anwendungsbereich dieses
Gesetzes nicht erÃ¶ffnet ist. Eine verfassungsrechtlich relevante
Ungleichbehandlung im Hinblick auf ein nicht im Beitrittsgebiet vermeintlich
zugefÃ¼gtes staatliches Unrecht, liegt nicht vor. Denn es ist nicht von einer mit den
in Â§ 1 BerRehaG aufgefÃ¼hrten TatbestÃ¤nden vergleichbaren Situation
auszugehen. Die sich aus dem Gesetz ergebenden BeschrÃ¤nkung sind im Ã�brigen
verfassungsrechtlich unbedenklich. (s. BVerwG, Beschluss vom 29. April 2004 â�� 3
B 119/03 â��, Rn. 12, juris).

Streitgegenstand ist allein, ob die durchgefÃ¼hrte Rentenanpassung rechtmÃ¤Ã�ig
ist und den gesetzlichen Vorgaben entsprechen. Das ist, wie das Sozialgericht
bereits ausfÃ¼hrlich, nachvollziehbar und zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, nicht der
Fall. Die ErwÃ¤gungen der KlÃ¤gerin, ob das System der gesetzlichen
Rentenversicherung fÃ¼r sie passend sei, kÃ¶nnen nicht berÃ¼cksichtigt werden
und sind im Rahmen der RechtsprÃ¼fung nicht von Belang. Die relevanten
rentenrechtlichen Regelungen sind insoweit wertungsfrei und es spielt keine Rolle,
ob in einer anderen Konstellation gegebenenfalls eine fÃ¼r die KlÃ¤gerin
gÃ¼nstigere Bewertung der Zeiten mÃ¶glich gewesen wÃ¤re.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§ 160 SGG
nicht vorliegen.

Rechtsmittelbelehrung und ErlÃ¤uterungen

zur Prozesskostenhilfe
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I. Rechtsmittelbelehrung

Diese Entscheidung kann nur dann mit der Revision angefochten werden, wenn sie
nachtrÃ¤glich vom Bundessozialgericht zugelassen wird. Zu diesem Zweck kann die
Nichtzulassung der Revision durch das Landessozialgericht mit der Beschwerde
angefochten werden.

Die Beschwerde ist von einem bei dem Bundessozialgericht zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten innerhalb eines Monats nach Zustellung der
Entscheidung schriftlich oder in elektronischer Form beim Bundessozialgericht
einzulegen. Sie muss bis zum Ablauf der Monatsfrist beim Bundessozialgericht
eingegangen sein und die angefochtene Entscheidung bezeichnen.

Die Beschwerde in schriftlicher Form ist zu richten an das Bundessozialgericht, Graf-
Bernadotte-Platz 5, 34119 Kassel bzw. das Bundessozialgericht, 34114 Kassel (nur
Brief und Postkarte).

Die elektronische Form wird durch Ã�bermittlung eines elektronischen Dokuments
gewahrt, das fÃ¼r die Bearbeitung durch das Gericht geeignet ist und &61630; von
der verantwortenden Person qualifiziert elektronisch signiert ist oder &61630; von
der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Ã�bermittlungsweg
gem. Â§ 65a Abs. 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingereicht wird.

Weitere Voraussetzungen, insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und
zur qualifizierten elektronischen Signatur, ergeben sich aus der Verordnung Ã¼ber
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und
Ã¼ber das besondere elektronische BehÃ¶rdenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung â�� ERVV) in der jeweils gÃ¼ltigen Fassung.
Informationen hierzu kÃ¶nnen Ã¼ber das Internetportal des Bundessozialgerichts
(www.bsg.bund.de) abgerufen werden.

Als ProzessbevollmÃ¤chtigte sind nur zugelassen

1. RechtsanwÃ¤lte, 2. Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschule eines Mitgliedstaates der EuropÃ¤ischen Union, eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens Ã¼ber den EuropÃ¤ischen Wirtschaftsraum oder
der Schweiz, die die BefÃ¤higung zum Richteramt besitzen, 3. selbstÃ¤ndige
Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung
fÃ¼r ihre Mitglieder, 4. berufsstÃ¤ndische Vereinigungen der Landwirtschaft fÃ¼r
ihre Mitglieder, 5. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie
ZusammenschlÃ¼sse solcher VerbÃ¤nde fÃ¼r ihre Mitglieder oder fÃ¼r andere
VerbÃ¤nde oder ZusammenschlÃ¼sse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren
Mitglieder, 6. Vereinigungen, deren satzungsgemÃ¤Ã�e Aufgaben die
gemeinschaftliche Interessenvertretung, die Beratung und Vertretung der
LeistungsempfÃ¤nger nach dem sozialen EntschÃ¤digungsrecht oder der
behinderten Menschen wesentlich umfassen und die unter BerÃ¼cksichtigung von
Art und Umfang ihrer TÃ¤tigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die GewÃ¤hr fÃ¼r
eine sachkundige Prozessvertretung bieten, fÃ¼r ihre Mitglieder, 7. juristische
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Personen, deren Anteile sÃ¤mtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer der in den
Nrn. 3 bis 6 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person
ausschlieÃ�lich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und
ihrer Mitglieder oder anderer VerbÃ¤nde oder ZusammenschlÃ¼sse mit
vergleichbarer Ausrichtung fÃ¼r deren Mitglieder entsprechend deren Satzung
durchfÃ¼hrt, und wenn die Organisation fÃ¼r die TÃ¤tigkeit der BevollmÃ¤chtigten
haftet.

Die Organisationen zu Nrn. 3 bis 7 mÃ¼ssen durch Personen mit BefÃ¤higung zum
Richteramt handeln.

BehÃ¶rden und juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der
von ihnen zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten
ZusammenschlÃ¼sse sowie private Pflegeversicherungsunternehmen kÃ¶nnen sich
durch eigene BeschÃ¤ftigte mit BefÃ¤higung zum Richteramt oder durch
BeschÃ¤ftigte mit BefÃ¤higung zum Richteramt anderer BehÃ¶rden oder
juristischer Personen des Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihnen zur
ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse vertreten
lassen. Ein Beteiligter, der nach MaÃ�gabe der Nrn. 1 bis 7 zur Vertretung
berechtigt ist, kann sich selbst vertreten.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung
von einem zugelassenen ProzessbevollmÃ¤chtigten schriftlich oder in elektronischer
Form zu begrÃ¼nden.

In der BegrÃ¼ndung muss dargelegt werden, dass

die Rechtssache grundsÃ¤tzliche Bedeutung hat oder die Entscheidung von einer zu
bezeichnenden Entscheidung des Bundessozialgerichts, des Gemeinsamen Senats
der obersten GerichtshÃ¶fe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts
abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder ein zu bezeichnender
Verfahrensmangel vorliegt, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann.

Als Verfahrensmangel kann eine Verletzung der Â§Â§ 109 und 128 Abs. 1 Satz 1 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG) nicht und eine Verletzung des Â§ 103 SGG nur
gerÃ¼gt werden, soweit das Landessozialgericht einem Beweisantrag ohne
hinreichende BegrÃ¼ndung nicht gefolgt ist.

II. ErlÃ¤uterungen zur Prozesskostenhilfe

FÃ¼r die gegen die Nichtzulassung der Revision gerichtete Beschwerde vor dem
Bundessozialgericht kann ein Beteiligter Prozesskostenhilfe zum Zwecke der
Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragen.

Der Antrag kann von dem Beteiligten persÃ¶nlich gestellt werden; er ist beim
Bundessozialgericht schriftlich oder in elektronischer Form einzureichen oder
mÃ¼ndlich vor dessen GeschÃ¤ftsstelle zu Protokoll zu erklÃ¤ren.
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Dem Antrag sind eine ErklÃ¤rung des Beteiligten Ã¼ber seine persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse (FamilienverhÃ¤ltnisse, Beruf, VermÃ¶gen,
Einkommen und Lasten) sowie entsprechende Belege beizufÃ¼gen; hierzu ist der
fÃ¼r die Abgabe der ErklÃ¤rung vorgeschriebene Vordruck zu benutzen. Der
Vordruck ist kostenfrei bei allen Gerichten erhÃ¤ltlich. Er kann auch Ã¼ber das
Internetportal des Bundessozialgerichts (www.bsg.bund.de) heruntergeladen und
ausgedruckt werden.

Im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs ist der Vordruck in Papierform
auszufÃ¼llen, zu unterzeichnen, einzuscannen, qualifiziert zu signieren und dann in
das elektronische Gerichtspostfach des Bundessozialgerichts zu Ã¼bermitteln.

Falls die Beschwerde nicht schon durch einen zugelassenen
ProzessbevollmÃ¤chtigten eingelegt ist, mÃ¼ssen der Antrag auf Bewilligung von
Prozesskostenhilfe und die ErklÃ¤rung Ã¼ber die persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse nebst den Belegen innerhalb der Frist fÃ¼r die
Einlegung der Beschwerde beim Bundessozialgericht eingegangen sein.

Ist dem Beteiligten Prozesskostenhilfe bewilligt worden und macht er von seinem
Recht, einen Rechtsanwalt zu wÃ¤hlen, keinen Gebrauch, wird auf seinen Antrag
der beizuordnende Rechtsanwalt vom Bundessozialgericht ausgewÃ¤hlt.

III. ErgÃ¤nzende Hinweise

Der Beschwerdeschrift und allen folgenden SchriftsÃ¤tzen sollen Abschriften fÃ¼r
die Ã¼brigen Beteiligten beigefÃ¼gt werden. Das Bundessozialgericht bittet
darÃ¼ber hinaus um zwei weitere Abschriften. Dies gilt nicht im Rahmen des
elektronischen Rechtsverkehrs.

Erstellt am: 21.02.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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